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Streikführerin in Ost-Java ermordet
Eine große Protest- und 
Solidaritätswelle hat die Er­
mordung der 25jährigen Ar­
beiterin Marsinah ausgelöst. 
Sie wurde Anfang Mai 200 km 
von ihrer Fabrik entfernt tot 
aufgefunden. Marsinah hatte 
in der Uhrenfabrik PT Catur 
Putra Surya gearbeitet, deren 
Belegschaft wie die zahlrei­
cher anderer Betriebe Javas 
Streikaktionen durchgeführt 
hatte. Protestiert wurde wegen 
zu niedriger Löhne, fehlender 
genuiner Arbeitervertretung 
und Einmischung des Militärs 
in betriebliche Angelegenhei­
ten. In Marsinahs Uhrenfabrik

Surabaya, den 4.6.1993
Die Nachricht vom Tod 
Marsinahs, einer Fabrikarbei­
terin, deren Leiche am 8.5. 
1993 im Distrikt Nanjuk ge­
funden wurde, ist ein Beleg für 
Gewalt, Niederträchtigkeit und 
Tyrannei, die nicht toleriert 
werden können. Wir sind Zeu­
gen geworden, daß humani­
stische Werte in dieser Zeit 
der Entwicklung und Indu­
strialisierung als Rückwirkung 
dieses Verteilungskonzeptes 
zerstört worden sind.
Marsinah kann nicht nur als 
eine Arbeiterin gesehen wer­
den, deren Bedeutung nur in 
der Kapitalakkumulation und 
der Entwicklung des Wirt­
schaftssystems gelegen hat, 
sondern sie muß auch als eine 
junge Frau gesehen werden,

wurden am 3. Mai konkret die 
Einhaltung der gesetzlichen 
Mindestlöhne, Zuschüsse für 
Transport und Verpflegung 
und medizinische Versorgung 
gefordert. Am nächsten Tag 
kam es zu einer Demonstra­
tion vor den Fabriktoren, an­
schließend zu einer hitzigen 
Diskussion zwischen Beleg­
schaft, Fabrikleitung, Arbeits­
behörde und Militär, bei der 
Marsinah sich besonders 
scharf äußerte. Nach dem 
Mord formierte sich ein Soli­
daritätskomitee, das u.a. die 
folgende Erklärung abgab:

die hart für die zukünftige Ent­
wicklung gearbeitet hat, als 
eine Schwester, die aufrichtig 
die Erträge ihrer Arbeit an ihre 
Familienangehörigen weiter­
gegeben hat, als eine Kame­
radin, die voller Solidarität 
war, als eine Gewerkschafts­
aktivistin, die mutig und aus­
dauernd war. Daß die Arbei­
terklasse aufbegehrt, eine 
Feststellung, die nicht länger 
vermieden werden kann, ist 
Ergebnis der miserablen Si­
tuation unser Arbeiterinnen. 
Die Löhne sind viel zu niedrig, 
die sozialen Garantien exi­
stieren nur auf dem Papier, 
die Arbeiterorganisationen 
werden unterdrückt, während 
die reichen Unternehmer die 
menschliche Arbeit nur als 
"Produktionskosten, die so

billig wie möglich gehalten 
werden müssen" begreifen. 
Marsinah ist eine von Hun­
derttausenden von Fabrikar­
beiterinnen gewesen, die für 
das jetzt herrschende System 
nicht von Nutzen war. Im Un­
terschied zu vermutlich vielen 
anderen hat sie ihre Rechte 
standhaft verteidigt, obwohl 
sie durch das Unternehmen 
und die Sicherheitskräfte mit 
Terror und Einschüchterung 
konfrontiert wurde.
Marsinah stand in der vor­
dersten Linie der Arbeiterbe­
wegung für Gerechtigkeit. Ihre 
deutliche Stimme hat dem In­
teresse der Arbeiterklasse ge­
dient. Sie hat den von den Si­
cherheitskräften bedrohten 
Kameraden und Kameradin­
nen Mut und Solidarität gege­
ben. Sie hat sich für ihre 
Gruppe, die Arbeiterklasse, 
nicht auf Kompromisse einge­
lassen. Dennoch ist dann das 
geschehen, was passiert ist.
Kein Mensch versteht, wes- 
halb sie einer so barbarischen 
Gewalt ausgesetzt wurde, 
nämlich vergewaltigt und ge­
tötet zu werden. Wir haben 
nicht ihren Widerstand, ihre 
Wut und ihre Schmerzens- 
schreie gehört. In jenem Mo­
ment war sie allein mit der 
Gewalt konfrontiert und wurde 
bestialisch umgebracht. Jetzt 
ist sie für immer stumm, sie 
wird nie mehr sprechen kön­
nen.
Diese Feststellung trifft un­
sere Seelen. Unser Gefühl für 
Menschlichkeit kann dies nicht 
so akzeptieren und wird diese

Abscheulichhkeit nicht einfach 
so ans uns Vorbeigehen las­
sen.
Unsere Einstellung ist: Un­
sere menschlichen Gefühle 
und unsere Wertschätzung 
beruhen auf den Menschen­
rechten; deshalb gilt für den 
Fall von Marsinah:
1. Wir trauern zutiefst.
2. Wir verdammen die ge­
walttätigen Handlungen (Ein­
schüchterung, Vergewaltigung 
und Mord), die Marsinah ge­
schehen sind. Das, was Mar­
sinah passiert ist, war ein An­
schlag auf die Menschenrech­
te.
Unsere Forderungen sind:
1. Die Bildung eines un­

abhängigen Untersuchungs­
teams, das anschließend die 
Öffentlichkeit über die Ergeb­
nisse unterrichtet.
2. Ergreifen von rechtlichen 
Schritten gegen alle an die­
sem Mord Beteiligten und 
sonstwie Verwickelten.
3. Die Garantie, daß es kei­
nen Druck gegen die Familie 
von Marsinah sowohl während 
der Zeit der Untersuchung des 
Mordes an Marsinah wie auch 
anschließend gibt.
gez. Das Solidaritätskomitee 
für Marsinah (27 Unterzeich­
ner-Organisationen)
Diese Erklärung und Soli­
daritätsaktion wird von weite­
ren 10 NROs und 8 Individuen 
unterstützt.

vgl. Dokumentation des Komite Solida-
ritas Untuk Marsinah; Asian Women
Workers Newsletter, Vol. 12 No.3, July 

1993, S. 41.

Betroffenheitserklärung und Forderungen des 
"Solidaritätskomitees für Marsinah"

Internationale Hilfe 
weiter gestiegen

Das internationale Geldge­
berkonsortium Consultative 
Group on Indonesia (CGI) hat 
das jährliche Hilfspaket noch 
dicker geschnürt: 5,1 Milliar­
den Dollar sollen dieses Jahr 
aus den Industrieländern nach 
Indonesien fließen, 200 Mil­
lionen mehr als letztes Jahr. 
Sowohl die massive Kritik der 
Weltbank an der indonesi­
schen Wirtschaftspolitik (s.a. 
Artikel über Habibie in diesem 
Heft) als auch die Bestrebun­
gen zahlreicher Geberländer, 
die Gewährung von Entwick­
lungshilfe an die Einhaltung 
der Menschenrechte zu kop­
peln, haben unter dem Strich 
nichts ausgemacht. Zwar ver­
zichtete Belgien ganz auf die 
weitere Unterstützung Indo­
nesiens, zwar reduzierten die

USA, Australien und 
Frankreich ihre bilaterale Hilfe; 
mit entsprechenden Steige­
rungen machten „ Japan, 
Großbritannien, Österreich 
und Spanien diesen Verlust 
jedoch wieder wett.
Während einige Anzeichen 
dafür sprechen, daß sich 
Washington intensiver um die 
Menschenrechtssituation in 
Indonesien kümmert, sprang 
Japan wie schon 1992 wieder 
in die "Bresche": Im letzten 
Jahr hatte Indonesien von sich 
aus auf die niederländische 
Entwicklungshilfe verzichtet, 
da die ehemalige Kolonial­
macht sich - wie berichtet - 
mit ihren Hinweisen auf Men- 
schenrechtsverietzungen in 
Indonesien unbeliebt gemacht 
hatte. Die japanischen Gelder 
machen inzwischen ein Drittel 
der gesamten Hilfeleistungen 
aus und spiegeln damit die

intensiven japanisch-indone­
sischen Wirtschaftsbezie­
hungen wieder. Fast verdrei­
facht hat sich die Unterstüt­
zung Großbritanniens, dessen 
wirtschaftliches Interesse an 
dem südostasiatischen Land 
in letzter Zeit ohnhin gestiegen 
ist: So wurden unlängst 24 
Kampfflugzeuge an Indone­
sien verkauft.
Die Tageszeitung Kompas 
sieht in der gestiegenen Ent­
wicklungshilfe eine psycholo­
gische Sicherheit, die jedoch 
keine Garantie für stabiles 
Wirtschaftswachstum bietet: 
Zahlreiche Probleme, wie das 
hohe Zinsniveau, mangelnde 
Effizienz beim Eintreiben von 
Steuern und mangelnde At­
traktivität für ausländische In­
vestoren, müßten zunächst im 
Lande selbst gelöst werden. 

vgl. Kompas v. 2.7.1993; TAPOL 
No. 118, August 1993, S. 12f.

Gewerkschaftskongreß
aufgelöst

Nur 40 Minuten dauerte der 
erste Kongreß der 1992 ge­
gründeten Gewerkschaft 
SBSI, der einzigen unabhän­
gigen Gewerkschaftsorgani­
sation in Indonesien, bis er 
von Polizei und Militär aufge­
löst wurde. 200 Personen, 
darunter Vertreter der ameri­
kanischen und der australi­
schen Botschaft sowie der 
ILO, waren anwesend, als 
plötzlich 40 Uniformierte er­
schienen. Der Kongreß habe 
nicht stattfinden können, so 
lautet die amtliche Begrün­
dung für dieses Vorgehen, 
weil die SBSI keine Arbeiter­
vertretung, sondern eine NGO 
sei, die sich mit Problemen 
von Arbeitern beschäftige. Der 
Amerikanischen Botschaft, die 
das Kongreß-Verbot kritisier-
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te, wurde mangelndes Ver­
ständnis für die in Indonesien 
herrschenden Spielregeln 
vorgeworfen. Bereits im Juli 
hatte die Clinton-Regierung 
Indonesien und fünf andere 
Länder gewarnt, sie würden 
ihre Handelsvorteile verlieren, 
wenn sie nicht innerhalb des 
nächsten halben Jahres die 
Situation der Fabrikarbeiter 
deutlich verbessern würden.
vgl. FEER V. 12.8.1993, S. 14 und JP v.

30.7. u. 5.8.1993

Militär-Übergriff gegen 
islamische Sekte

Mit 5 Lastwagen voller Sol­
daten attackierte das indone­
sische Militär die 20 Mitglieder 
einer islamischen Sekte, die 
zurückgezogen in Sinargialih, 
West Java, lebten. Nachdem 
ein Sektenmitglied den Be­
wohner eines Nachbardorfs 
angegriffen hatte, von dem er 
sich belästigt fühlte, kam es zu 
Auseinandersetzungen mit der 
Polizei. Diese suchte Ver­
stärkung beim Militär. Sekten­
führer Manan und drei seiner 
Leute wurden bei den folgen­
den Übergriffen getötet, meh­
rere schwerverletzt, die ge­
samte Anlage der Sekte, die 
"Gelber Bambus" genannt 
wurde, abgebrannt. Der Vorfall 
entfachte eine Debatte dar­
über, wie in Indonesien mit 
religiösen Extremisten umge­
gangen werde. Das Rechts­
hilfeinstitut LBH und mehrere 
islamische Organisationen 
kritisierten die Vorgehenswei­
se des Militärs: Es habe keine 
Anzeichen dafür gegeben, daß 
die Sekte gefährlich gewesen 
sei. Gewalt hätte auf jeden 
Fall vermieden werden kön­
nen.
vgl. AWv. 18.8.1993, S.25; Tempo v.
7.8.1993, S.39f, v.14.8.1993, S.37f

MAS leistet Garuda 
schlechten Dienst

Scharfe Proteste gegen eine 
ganzseitige Anzeige der ma­
laysischen Fluglinie MAS im 
Magazin Newsweek hagelte 
es von Indonesiens Garuda. 
Bei einer Untersuchung des 
Londoner Inflight Research 
Services über den Service bei 
31 Fluglinien landete MAS 
ganz oben, Garuda hingegen 
auf Platz 30. Garuda empfand 
diese Anzeige auf sich ge­
münzt...
vgl. Tempo v. 24.7.1993, S.33 und v.

21.8.1993, S.93.

Verbote-Verbote

ln Surabaya untersagte die 
Polizei eine Ausstellung, die in 
Gedanken an die Arbeiterin 
Marsinah gezeigt werden 
sollte. Zu den Gästen, die von 
der Ausstellungseröffnung den 
frühzeitigen Heimweg antreten 
mußten, gehörte auch der 
amerikanische Generalkonsul.
In Yogyakarta wurde eine 

Diskussionsveranstaltung über 
das von der Rechtshilfeorga­
nisation LBH herausgegebene 
Buch "Demokrasi di balik ke- 
randa" (etwa: Die Demokratie 
unter dem Sargdeckel) verbo­
ten. Die Herausgabe des Bu­
ches war bereits offiziell ge­
nehmigt worden.

vgl. Tempo vom 21.8.1993, S.228

Bulldozer gegen 
Bewohner

Das Thema Landkonflikte ist 
ein Dauerbrenner in Jakarta. 
Mit der Verzweiflung über den 
drohenden Verlust der 
eigenen vier Wände wächst 
auch der Widerstand: 10 
Stunden wehrten sich 500 
Familien in Tanah Tinggi mit 
Barrikaden gegen Bulldozer 
und einen Stoßtrupp gegen 
"Unruhestifter". Die ca. 2000 
Personen wollten ihre Häuser 
nicht verlassen, die einer 
Reihenhaussiedlung weichen 
sollten. Die Behörden hatten 
den Familien die neuen Häu­
ser sogar als Ersatz angebo- 
ten: zu einem Preis, der fast 
dreimal so hoch lag wie die 
Entschädigung und für die 
Bewohner, die vornehmlich als 
Kleinhändler arbeiten, absolut 
unakzeptabel war. 10 Perso­
nen wurden festgenommen.

Tempo v. 28.8.1993, S. 34

Amerika verbietet Kauf 
von jordanischen F5- 
Kampfflugzeugen

Nachdem die USA ihre fi­
nanzielle Unterstützung In­
donesiens im Rahmen des 
IMET Programms (Internatio­
nal Military Education and 
Training) verringert hatten, 
verboten sie Jordanien den 
Verkauf von 5 mit amerika­
nischer Lizenz produzierten 
Kampfflugzeugen an Indone­
sien. Gründe: Das Krisenge­
biet Ost-Timor und zahlreiche 
weitere Menschenrechtsver­
letzungen rechtfertigten einen 
solchen Waffentransfer nicht.

vgl. Tempo v. 21.8.1993, S.28

Öl mit Hubschraubern 
bezahlt

Als Gegenleistung für. den 
Import von iranischem Öl im 
Wert von 120 Mio. Dollar bot 
Indonesiens Forschungsmini­
ster Habibie der Regierung in 
Teheran 7 Hubschrauber aus 
dem heimischen IPTN-Werk 
an. Der Iran ging darauf ein. 
Nach Angaben von Habibie 
sollen die Hubschrauber nicht 
für militärische Zwecke ver­
wendet werden.
vgl. Indonesla Report No.5/93, S.IO

Wiedergutmachung 
von Japan gefordert

Fast 13.000 indonesische 
Frauen und Männer haben 
sich mit der Forderung nach 
Wiedergutmachung von seiten 
Japans bei der Rechtshilfeor­
ganisation LBH registrieren 
lassen. Nach Angaben von 
LBH wurden viele der Männer 
gezwungen, für die Japaner 
zu arbeiten oder gar auf japa­
nischer Seite zu kämpfen. Die 
Frauen wurden Opfer von 
Zwangsprostitution. Die Japa­
nische Regierung hat sich bei 
Indonesien bereits offiziell für 
seine Kriegstaten entschuldigt.

MD v. 12.8.1993, S.7; Editor v.
21.8.1993
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Osttimor

Botschaften weisen 
Flüchtlinge ab

Sieben Osttimoresen, die 
seit dem Massaker von Santa 
Cruz im November 1991 vor 
der Armee auf der Flucht wa­
ren, haben Ende Juni vergeb­
lich in der Finnischen und der 
Schwedischen Botschaft in 
Jakarta um Asyl gebeten. Die 
sieben Flüchtlinge wurden mit 
der Begründung abgewiesen, 
ihnen könnte nur in den Län­
dern selbst, jedoch nicht in 
den Botschaften geholfen 
werden. 10 Tage blieben die 
drei, die in der schwedischen 
Vertretung Zuflucht gesucht 
hatten, im Botschaftsgebäude 
und baten zumindest um Hilfe 
zur Ausreise, die ebenfalls 
versagt wurde. Als Vermittler 
war der Menschenrechtsakti­
vist Haji Princen aufgetreten, 
in dessen Haus sich einige der 
Flüchtlinge - unter ständiger 
Bewachung des Militärs - 
inzwischen aufhalten.
Nach Ansicht von TAPOL 
scheint insbesondere Schwe­
den, das z.B. in Santiago in 
den 70er Jahren zahlreichen 
Pinochet-Gegnern durch sei­
ne Botschaft die Ausreise er­
möglicht hatte, ängstlich be­
dacht, keine Mißstimmung mit 
Indonesien aufkommen zu 
lassen: Schweden hat gerade 
von der Indonesischen Regie­
rung einen Auftrag über den 
Bau von drei Kraftwerken er­
halten.
vgl. TAPOL No. 118, August 1993, S.3ff

Nicht mehr lebens
länglich für Xanana 
Gusmao

Im Zuge der Feierlichkeiten 
zum Unabhängigkeitstag am 
17Aiugust verkündete Präsi­
dent Suharto die Reduzierung 
der Haftstrafe für FRETILIN- 
Führer Gusmao. S* lebens­
länglich muß Gus ao nun 20 
Jahre Haft verbüßen. F ii guter 
Führung und Kooperation mit 
den Behörden kann er das 
Gefängnis schon im Jahre 
2005 verlassen. Beobachter 
werten diese "Wohlwollen" als 
Politur für Indonesiens inter­
national angekratztes Men­
schenrechtsimage.

vgl. AW 1.9.1993, S.30
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